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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Bei den Diskussionen um das Finanzreferendum werden immer wieder auch Befunde
aus der politikwissenschaftlichen Forschung als Argumente angeführt. In der Tat ist die
Wirkung von Finanzreferenden verschiedentlich untersucht worden: So fanden etwa
Vatter und Freitag (2002, 2006) heraus, dass die Staats-, die Sozial- und die
Verwaltungsausgaben umso geringer sind, je mehr Finanzreferenden in einem Kanton
pro Jahr durchgeführt werden. Auch Feld und Kirchgässner (2001) kamen zum Schluss,
dass das obligatorische Finanzreferendum seinen Zweck – die Begrenzung der
öffentlichen Ausgaben – erfülle: Ihre Untersuchung der kantonalen Staatsausgaben pro
Kopf zwischen 1986 und 1997 zeigen, dass diese in Kantonen, die ein obligatorisches
Finanzreferendum kennen, signifikant tiefer seien. Zum gleichen Resultat gelangten
Feld und Matsusaka (2003) für den Zeitraum zwischen 1980 und 1998 sowie Funk und
Gathmann (2011) für 1890 bis 2000. Feld und Kirchgässner (2001a) untersuchten den
Effekt des Finanzreferendums zugleich für die Gemeindeebene. Auch hier gilt laut den
Autoren: Diejenigen der 132 untersuchten Städte, welche ein obligatorisches
Finanzreferendum kennen, weisen geringere Staatsausgaben aus, als diejenigen, die
über kein solches Instrument verfügen. 
Nicht nur die Ausgaben, sondern auch die Einnahmen scheinen vom Finanzreferendum
beeinflusst zu werden. So stellten Feld und Kirchgässner (2001a) fest, dass Kantone und
Gemeinden mit einem Finanzreferendum mit weniger Staatseinnahmen auskommen als
Kantone und Gemeinden ohne dieses direktdemokratische Kontrollinstrument.
Anscheinend sei die dämpfende Wirkung vor allem auf weniger Einnahmen aus Steuern
zurückzuführen (Feld und Matsusaka 2003a). 
Darüber hinaus zeigten Feld, Schaltegger und Schnellenbach (2008), dass das
Finanzreferendum eine föderalistische Wirkung erzielen kann: Die kantonalen Ausgaben
für Erziehung, Gesundheit, Wohlfahrt und Volkswirtschaft sind in Kantonen mit einem
Finanzreferendum weniger zentral organisiert. 
Schliesslich kamen Feld und Kirchgässner (2001a) in ihrem Städtevergleich auch zum
Schluss, dass das Finanzreferendum die Staatsverschuldung niedriger zu halten scheint.
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